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DRINGLICHKEITSANTRAG 
gemäß § 19 Abs. 3 K-LTGO 

 
 
An den 
Kärntner Landtag 
Landhaushof 
9020 Klagenfurt am Wörthersee 
 
 

Klagenfurt am Wörthersee, am 21.11.2019 
 
 
 

Betreff: Nothilfswerk: Bürokratie abbauen, rasche Hilfe 
ermöglichen  

 
 
Antragsteller: KO Mag. Darmann, KO-Stv. Mag. Leyroutz, 3. Präs. Lobnig, 

LAbg. Pirolt 
 
 
 
 
Der Kärntner Landtag wolle beschließen: 
 
Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, die Richtlinien für die Durchführung 
von Hilfsmaßnahmen des Kärntner Nothilfswerkes so zu vereinfachen, dass finanzielle 
Hilfen für Opfer von Katastrophen rasch – binnen weniger Wochen – ausbezahlt 
werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In formeller Hinsicht wird gemäß § 19 Abs. 3 K-LTGO die Behandlung dieses Dringlichkeitsantrages 
spätestens vier Stunden nach dem Eingehen in die Tagesordnung beantrag. 
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BEGRÜNDUNG 
 

 

Die Häufung von Unwetterkatastrophen in Kärnten beweist, dass mit solchen 

Schadensereignissen regelmäßig zu kalkulieren ist.  

Diese Folgen des Klimawandels müssen auch einen Wandel bei den 

Schutzinstrumenten des Landes bewirken. 

 

Das Kärntner Nothilfswerk, das die Opfer bei Katastrophen unterstützen muss, wurde 

bisher so konstruiert, dass es in Ausnahmesituationen eingreift. Doch es muss nun 

darauf ausgerichtet werden, dass es in regelmäßigen Abständen Unterstützungen 

gewähren muss.   

Die derzeitigen Richtlinien des Nothilfswerkes berücksichtigen diese Notwendigkeit in 

keiner Weise. Sie müssen überarbeitet werden, damit die bisherige umständliche 

Bürokratie abgebaut wird. Finanzielle Hilfe hat nicht mehr im Tempo einer Schnecke, 

sondern mit dem Tempo eines Schnellzuges zu erfolgen. Es soll der Grundsatz gelten: 

Wer rasch hilft, hilft doppelt. 

Dieses Erfordernis hat auch das zuständige Regierungsmitglied erkannt, indem es 

schnelle finanzielle Hilfen für Unwetter-Opfer in Aussicht stellt. Allerdings sind diese 

mit maximal 5.000 € limitiert, weil sie nicht aus dem Topf des Nothilfswerkes gewährt 

werden.  

Daher sollte man die Richtlinien des Nothilfswerkes den Erfordernissen, die sich durch 

den Klimawandel und die massiv erhöhte Wahrscheinlichkeit von 

Schadensereignissen ergeben, ändern, wobei jedenfalls folgende (derzeit fehlende) 

Bestimmungen enthalten sein sollen: 

• Angaben bis zu welchem Anteil das Nothilfswerk die nachgewiesenen Schäden 

jedenfalls durch Beihilfen ersetzt; 

• Angabe einer Maximalfrist bis zur Auszahlung;  

• rasche Gewährung von Vorschusszahlungen von € 2.500 bis zu € 30.000, die 

nach der Schadensbehebung mit Spenden etc. gegenzurechnen sind;  

• die Beweispflicht der Opfer für das Vorliegen einer Notlage und 

Existenzgefährdung muss erleichtert werden. 
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